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Berlin, 10. März 2020

„Spaltungen verhindern, Zusammenhalt stärken – kein „Weiter-So“ bei den Regelsätzen!“

Sehr geehrter Herr Bundesminister Heil,

Im Jahr 2020 steht eine grundlegende Neu-Bemessung der Regelsätze in der Grundsicherung auf
der Tagesordnung. Dazu ist der Gesetzgeber verpflichtet, wenn die Ergebnisse der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 2018 vorliegen.

Die Unterzeichnenden appellieren an die politisch Verantwortlichen, bei der Neu-Bemessung der Re-
gelsätze nicht das äußerst kritikwürdige Verfahren aus den Jahren 2011 und 2016 zu wiederholen.

Dieses Verfahren zur Ermittlung der Regelsätze führte zu einer Abwärtsspirale und hat erhebliche
Defizite. Fünf Beispiele:

· Die Regelsätze von Erwachsenen werden aus den Konsumausgaben der unteren 15 Prozent
der Ein-Personen-Haushalte mit den geringsten Einkommen hergeleitet bzw. die Regelsätze
der Kinder aus den Konsumausgaben der unteren 20 Prozent der Paar-Haushalte mit einem
Kind. Dabei wird das Wenige, das einkommensschwache Haushalte aufgrund begrenzter Mit-
tel ausgeben können, unreflektiert mit dem Existenzminimum gleichgesetzt, das sichergestellt
werden soll. Gleichzeitig werden die Bedarfe, die Eltern tätigen, um ihre Kinder am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben zu lassen, nicht berücksichtigt.

· Das Ziel, armen Kindern echte Teilhabechancen zu gewähren, verträgt sich nicht mit der Ver-
sorgung auf einem minimalistischen Niveau.

· Zwar werden Grundsicherungs-Beziehende vorab aus der Vergleichsgruppe herausgenom-
men, nicht jedoch Haushalte, die ihren Anspruch gar nicht geltend machen und deren Ein-
kommen unter dem Hartz-IV-Niveau liegt. Dies senkt die statistisch messbaren Konsumaus-
gaben und drückt die Regelsätze nach unten.
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· Eine Vielzahl von Ausgaben, die die einkommensschwachen Haushalte in der Vergleichs-
gruppe tatsächlich tätigt, wird bei der Herleitung der Regelsätze als „nicht relevant“ herausge-
strichen. Dazu gehören Malstifte für Schulkinder, der Weihnachtsbaum, Familienfeste wie
Konfirmation, Kommunion oder Jugendweihe, Zimmerpflanzen, Haustiere, Handykosten, Ta-
schen, Regenschirme, Adventsschmuck, Versicherungen, Babysitter bei Schichtdienst, re-
zeptfreie Medikamente und Gastgeschenke bei Geburtstagsfeiern.

· Mit der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe können besondere Ausgaben nicht hinrei-
chend dargestellt werden. Hierzu fehlen in vielen Fällen Sondererhebungen oder ergänzende
Bedarfsermittlungen, insbesondere bei den Stromkosten und bei familienbezogenen Ausga-
ben.

Die Unterzeichnenden fordern, die Regelsätze gründlich, realistisch, transparent und sachgerecht
herzuleiten und auf unschlüssige Streichungen bei den ermittelten Ausgaben zu verzichten. Folgende
Anforderungen sollten beachtet werden:

1. Die Regelsätze sind eine einheitliche Pauschale für alle. Eine Pauschale kann aber sinnvoller-
weise nur solche Bedarfe des täglichen Lebens abdecken, die bei allen Haushalten regelmä-
ßig und in vergleichbarer Höhe anfallen. Ausgaben für langlebige Gebrauchsgüter wie etwa
für ein Kinderfahrrad oder eine Waschmaschine, die nur in großen zeitlichen Abständen not-
wendig sind und daher nur bei sehr wenigen Haushalten im gleichen Zeitraum anfallen, las-
sen sich über die EVS nicht sachgerecht abbilden, da die EVS für einzelne Positionen die
durchschnittlichen Ausgaben aller Haushalte ausweist. Gleiches gilt für besondere personen-
bezogene Bedarfe bei Krankheit oder im Alter, die bisher nicht ausreichend berücksichtigt
werden.

è Für langlebige Gebrauchsgüter sollten daher auf Antrag separate Einmalleistungen als Zu-
schuss gewährt werden, bei Krankheit und im Alter angemessene Zuschläge entsprechend
der besonderen Bedarfe.

2. Ausgangspunkt der Regelsätze sollten zunächst die Ausgaben von Haushalten in der Mitte
der Gesellschaft sein. Anschließend ist, differenziert nach unterschiedlich relevanten Ausga-
benbereichen, politisch zu entscheiden, welche Abstände zu den Ausgaben mittlerer Einkom-
men in der Grundsicherung vertretbar sind und welche Prozentanteile von den Ausgaben der
Mitte für die Festsetzung der Regelsätze maßgebend sein sollen. Auf jeden Fall muss sicher-
gestellt sein, dass die Ausgaben der festgelegten Referenzgruppe nicht lediglich die beste-
hende Armut der Gruppe zum Ausdruck bringt.

è Statt sich an den Ärmsten der Armen zu orientieren, müssen politisch Mindeststandards für
eine ausreichende materielle Ausstattung und für soziale Teilhabe festgelegt werden.
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3. Nicht alle Ausgabenpositionen lassen sich über die EVS sinnvoll ermitteln. Um angemessene
Stromkosten feststellen zu können, reicht nicht die Bezugnahme auf die ärmsten Haushalte.
Gerade in prekären Formen der Unterbringung oder bei Untermiete wurde der Stromkosten-
anteil mit der EVS gar nicht ermittelt, so dass die Sätze unrealistisch niedrig sind. Sinnvoller
ist eine Ermittlung von notwendigen Stromkosten entsprechend der typischen Lebenssituation
nach Haushaltsgröße, wie sie der Deutsche Verein, der Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft sowie die Nationale Armutskonferenz vorschlagen. Ebenso sind wirksame
Wege der Schuldenregulierung nötig. Hierzu liegen detaillierte Konzepte vor.1

è Die Stromkosten sollten nicht mehr aus der EVS, sondern bedarfsorientiert ermittelt, aus dem
Regelsatz herausgelöst und separat gewährt werden.

4. Die Dynamisierung der Regelsätze sollte so ausgestaltet sein, dass die Diskrepanz zwischen
den materiellen Mitteln der Haushalte im Grundsicherungsbezug und den materiellen Möglich-
keiten „der Mitte“ nicht permanent größer wird. Der bisher geltende Mischindex stellt dies
nicht sicher. Da in den vergangenen Jahren die Löhne stärker gestiegen sind als die Preise,
vergrößerten sich die Abstände zuletzt.

è Die Regelsätze sollten jährlich entsprechend der Lohnentwicklung fortgeschrieben werden.
Liegt die Preisentwicklung über der Lohnentwicklung, erfolgt die Anpassung anhand der
Preisentwicklung.

5. Die Höhe der Regelätze ist prägend für die Lebenssituation von Millionen von Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen. Bei der Neufestsetzung geht es um die Frage, welcher Geldbe-
trag mindestens notwendig ist, um in der reichen Bundesrepublik menschenwürdig leben und
teilhaben zu können. Die Relevanz der Entscheidung erfordert eine breite gesellschaftliche
Beteiligung und Debatte. Eine Herleitung der Regelsätze alleine durch das Bundesarbeitsmi-
nisterium und ein anschließender Bundestagsbeschluss ohne weitere Prüfung sind nicht an-
gemessen.

è Es sollte eine Sachverständigenkommission eingesetzt werden, bestehend aus Wissenschaft-
ler*innen, Vertreter*innen von Sozial- und Wohlfahrtsverbänden sowie Gewerkschaften und
Betroffenenorganisationen, die konkrete Vorschläge für die Ermittlung des Existenzminimums
erarbeitet. Der Bundestag sollte nicht nur über „Zahlen“ debattieren, sondern darüber, was
eine Grundsicherung qualitativ leisten soll.

1 Empfehlungen des Deutschen Vereins:
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-09-19_stromschulden.pdf ;
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-07-18_bemessung-mehrbedarf-
warmwasser-grundsicherung_loesungsperspektiven.pdf;
Vorschläge der Nationalen Armutskonferenz:
https://www.nationale-armutskonferenz.de/wp-content/uploads/2018/05/2018-4-24-Beschluss-Stromsperren-verhin-
dern-nak.pdf
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Unser gemeinsames Ziel ist eine Existenzsicherung, die die bestmögliche Förderung der Leistungs-
berechtigten im Blick hat. Gerne stehen die unterzeichnenden Verbände für Rückfragen und weiteren
Austausch zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen,
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